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Die 2. Jahrestagung der BLVN-Bezirksseniorenvertreter-innen findet wie angekündigt in Hannover am 04. und 05. 
Nov. 2025 statt. Weitere Informationen sind durch Günter Bruns (g.bruns@blv-nds.de) erhältlich. 

 
Wunsch- und Wahlrecht bei der medizinischen Reha 

Versicherte, die eine medizinische Reha beantragen, sollten unbedingt ihr Wunsch- und Wahlrecht nutzen. 
Dem Rentenversicherungsträger sollten bereits bei der Stellung des Reha-Antrags Wünsche, Vorstellung zur 
Reha und auch die mögliche Klinik mitgeteilt werden. Die individuellen Bedürfnisse der Patienten stehen im 
Zentrum einer medizinischen Rehabilitation, nur so können optimale Ergebnisse erzielt werden. Bei der 
Behandlung spielen deshalb neben dem Krankheitsbild auch die persönlichen Umstände eine wichtige Rolle. 
Wann und wo die Reha stattfinden soll, ob stationär oder ganztägig ambulant, Versicherte haben bei 
alledem ein Mitspracherecht. Ob die Wünsche realisierbar sind, wird durch die Rentenversicherung geprüft. 
So muss zum Beispiel die favorisierte Reha-Klinik auch für die entsprechende Behandlung geeignet sein, 
muss über freie Kapazitäten verfügen und auch in angemessener Zeit erreichbar sein. 
Hinweis: Auszug aus dem SGB IX § 8 (1). Weiteres unter (2) Sachleistungen, (3) Leistungen, Dienste und 
Einrichtungen, (4) Leistungen zur Teilhabe. 
SGB IX § 8 Wunsch- und Wahlrecht der Leistungsberechtigten  

(1) Bei der Entscheidung über die 
Leistungen und bei der Ausführung der Leistungen zur Teilhabe wird berechtigten Wünschen der 
Leistungsberechtigten entsprochen. Dabei wird auch auf die persönliche Lebenssituation, das Alter, 
das Geschlecht, die Familie sowie die religiösen und weltanschaulichen Bedürfnisse der 
Leistungsberechtigten Rücksicht genommen; im Übrigen gilt § 33 des Ersten Buches. Den 
besonderen Bedürfnissen von Müttern und Vätern mit Behinderungen bei der Erfüllung ihres 
Erziehungsauftrages sowie den besonderen Bedürfnissen von Kindern mit Behinderungen wird 
Rechnung getragen.  

Alle Informationen für eine angestrebte Reha sind auch in der kostenlosen Broschüre „Medizinische 
Rehabilitation: Wie sie Ihnen hilft“ zusammengefasst und „Mit Rehabilitation wieder fit für den Job“ zum 
kostenlosen Herunterladen unter www.deutsche-rentenversicherung.de zu finden. 
Quellen: Deutsche Rentenversicherung, Sozialgesetzbuch IX 
 

Medizinischer Dienst warnt vor falschen Gutachtern 
Gewarnt wird vor Trickdieben, die sich als Pflegegutachter ausgeben, sich somit Zutritt zu Wohnungen und 
Häusern verschaffen, um den Pflegegrad überprüfen zu wollen. Der Medizinische Dienst führt keine 
unangemeldeten Hausbesuche oder Telefoninterviews durch. Im Vorfeld wird per Brief der Besuch 
angekündigt und eine Auftragsnummer mitgeteilt, die der Gutachter zum Vergleich angibt. Ist das nicht 
möglich, also kein Auftrag vorliegt, sollte die Polizei informiert werden. Der Auftritt der sogenannten 
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Pflegegutachter erfolgt zu zweit. Während der eine das Gespräch führt, sucht der andere nach 
Wertgegenständen und Geld, Aufgabenteilung. 
Quelle: aerzteblatt.de 
 

Vorsicht: Nullrente 
Die Deutsche Rentenversicherung verzeichnet Hunderttausende Nullrentner. Das bedeutet, dass kein 
einziger Euro Hinterbliebenenrente gezahlt wird. Der Anspruch sinkt auf null. Bei der letzten Zählung der 
DRV waren es 538.000 solcher Nullrentner. Betroffen sind hauptsächlich Männer, denn sie verfügen oft über 
ein höheres Einkommen, welches die Witwenrente reduziert, sobald diese einen bestimmten Betrag 
übersteigt. Seit dem 1. Juli 2025 liegt dieser für Witwenrenten bei 1.076,86 Euro. Die Summe, die darüber 
hinaus an Einkünften zur Verfügung steht, wird zu 40 Prozent angerechnet und senkt die 
Hinterbliebenenrenten somit eben auf null. Der Anspruch auf Hinterbliebenenrente ist nicht für immer 
verloren. Er ruht lediglich. Ändert sich etwas an der Einkommenssituation, kann der Anspruch auf 
Witwenrente wieder bestehen, nämlich bei einer Reduzierung der Arbeitszeit und somit ein geringerer 
Verdienst entsteht. Achtung: Die Rentenversicherung erinnert nicht daran, dass ein Anspruch auf 
Hinterbliebenenrente wieder besteht. Das erfolgt erst dann, wenn durch Beantragung darauf hingewiesen 
wird. Es erfolgt eine Prüfung durch die DRV und gegebenenfalls eine Neuberechnung, falls die 
Bruttoeinkünfte um mindestens zehn Prozent gesunken sind. Das zählt schon für den Monat, in dem das 
Einkommen erstmals zurückgeht (§ 18b Abs. 3 SGB IV). Falls das Einkommen schon vor längerer Zeit 
gesunken ist, sollte ein Überprüfungsantrag gestellt werden, denn die Witwenrente kann bis zu vier Jahre 
rückwirkend nachgezahlt werden. Das heißt: Wer bis Ende 2025 eine Neuberechnung beantragt, kann 
rückwirkend ab Anfang 2021 eine Nachzahlung bekommen. Auch wer selbst in Altersrente geht, kann unter 
Umständen wieder Hinterbliebenenrente beziehen. Wird Altersrente beantragt, fragt die DRV nach, ob 
Witwenrente erhalten wird oder jemals bezogen wurde. Die Einkommensanrechnung wird dann mittels eines 
Fragebogens automatisch geprüft. 
Quellen: Deutsche Rentenversicherung, Sozialgesetzbuch IV 
 

Behandlungsakten/Patientenakten 
Weil die neue elektronische Patientenakte (ePA) aktuell nur Zusammenfassungen und keine vollständigen 
Behandlungsdetails enthalte, bleibe die Anforderung der vollständigen Akte auch künftig unverzichtbar, 
wenn es etwa um mögliche Behandlungsfehler geht. 
Patienten haben offenbar mit Schwierigkeiten zu kämpfen, wenn sie ihre Krankenakte einsehen wollen. 
Darauf weisen das Aktionsbündnis Patientensicherheit und der AOK-Bundesverband unter Berufung auf 
eine Umfrage hin.  
Das Ergebnis der Befragung: Demnach haben fast ein Drittel der Befragten schon mindestens einmal eine 
Krankenakte für sich oder für Angehörige in einem Krankenhaus oder einer Arztpraxis angefordert. Knapp 
ein Drittel dieser Befragten benötigten juristische Unterstützung (neun Prozent) oder Unterstützung von ihrer 
Krankenkasse (zwanzig Prozent), um ihre Akte zu erhalten. 
Mehr als die Hälfte dieser Patienten erhielt ihre Krankenakte nur nach erneutem Nachfassen – 29 Prozent 
auf einmalige, 23 Prozent erst nach mehrfacher Nachfrage. Sieben Prozent scheiterten komplett und wurden 
abgewiesen. 16 Prozent der Befragten berichteten, dass die Unterlagen aus ihrer Sicht unvollständig 
gewesen seien. Bei einem Zehntel der Befragten war laut Umfrage zudem die Dauer bis zum Erhalt der Akte 
problematisch, sie mussten demnach länger als sechs Monate auf ihre Unterlagen warten. Meist ging es 
aber deutlich schneller: 53 Prozent erhielten die Akte innerhalb einer Woche, 37 Prozent innerhalb eines 
Monats. Behandlungsakten, auch Patientenakten genannt, sind umfassende Dokumentationen über den 
gesamten Behandlungsverlauf eines Patienten die von Ärzten und Krankenhäusern geführt werden müssen. 
Patienten haben ein Recht auf Einsicht in ihre Akten und können kostenlose Kopien verlangen, wobei der 
Anspruch auf kostenfreie Kopien durch eine Entscheidung des Europäischen Gerichtshofs bestätigt wurde. 
Die Akten enthalten Details wie Anamnese, Diagnosen, Untersuchungen, Therapien und Wirkungen. 
Gesetzliches dazu:  
Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) Art. 15 Absatz 3 Satz 3  
Europäischer Gerichtshof (EuGH) Urteil vom 4.5.2023 – C-487/21 
Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) § 630g Absatz 2 Satz 2 
Quellen: Datenschutz-Grundverordnung, Europäischer Gerichtshof, Bürgerliches Gesetzbuch 
 

Testament verfassen trotz Demenz 
Urteil: Landgericht Frankenthal, Az. 8 O 97/24 
Ein Testament zu verfassen, fällt den meisten Menschen erst im höheren Alter ein. Das kann unter 
Umständen zu spät sein. Wer an Demenz leidet, ist unter Umständen nicht mehr testierfähig. Das ist einer 
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der häufigsten Gründe für die Unwirksamkeit eines verfassten Testaments. Es hängt vom Schweregrad der 
demenziellen Erkrankung ab. 
Testierunfähig ist jemand zum Beispiel, wenn er wegen einer krankhaften Störung der Geistestätigkeit, einer 
Geistesschwäche oder Bewusstseinsstörung nicht mehr erkennen kann, dass er ein Testament errichtet und 
welchen Inhalt es hat. Dasselbe gilt, wenn nicht erkannt wird, welche Tragweite die eigenen Verfügungen im 
Hinblick auf die persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse derjenigen haben, die durch das Testament 
betroffen sind, etwa Erben oder enterbte Personen. Andersherum gilt: Wenn sich die betreffende Person 
trotz ihrer Erkrankung noch ein klares Urteil über die Tragweite ihrer Anordnungen bilden kann und in der 
Lage ist, frei von Einflüssen Dritter zu entscheiden, ist das Testament wirksam, siehe Urteil des Landgerichts 
Frankenthal, Az. 8 O 97/24. Das Gericht hatte im fraglichen Fall zwischen leichtgradiger, mittelschwerer und 
schwerer Demenz unterschieden. Befinde sich die Erkrankung noch in einem leichtgradigen Stadium, sei 
regelmäßig noch nicht von einer Testierunfähigkeit auszugehen. Entgegen einem weit verbreiteten Irrtum 
bedeutet die Anordnung einer gesetzlichen Betreuung nicht zwangsläufig, dass die oder der Betreute 
testierunfähig ist. Damit es nicht, wie in diesem Fall nötig war, mit einen Gerichtsentscheid Klarheit 
verschafft, erstellen Sie Ihr Testament frühzeitig. Das gilt erst recht, wenn eine Demenz schon diagnostiziert 
ist. Lassen Sie ein medizinisches Gutachten erstellen, das Ihre Testierfähigkeit untermauert. Wichtig sind 
auch die Abfassungen einer Vorsorgevollmacht und Patientenverfügung. 
Quellen: test.de, Landgericht Frankenthal 
 

Kredite für Ältere 
Wer älter als 67 ist, bekommt in Deutschland nur schwer einen Kredit. Das geht aus einer Erhebung des 
Instituts für Finanzdienstleistungen (iff) hervor. Demnach bestätigen 55 von 100 befragten Banken eine 
Altersgrenze bei der Vergabe von Konsumkrediten. 71 Banken bestätigen diese auch für Immobilienkredite. 
Bei vielen Banken bekommen ältere Menschen nicht nur keinen Kredit, sie können noch nicht mal einen 
beantragen. 41 Prozent der befragten Banken gaben laut iff an, dass es schon für die Beantragung eines 
Konsumkredits Altersgrenzen gibt. Diese liegen im Durchschnitt bei 67 Jahren. Beim Immobilienkredit geben 
mit 57 Prozent der befragten Banken an, dass es eine Altersgrenze bei der Beantragung gibt. Auch diese 
liegt im Durchschnitt bei 67 Jahren. Obwohl dies, gemeinsam mit der fortlaufenden Schließung von 
Bankfilialen, Ältere deutlich benachteiligt, stellt die Zurückhaltung der Banken bei der Kreditvergabe derzeit 
keine Altersdiskriminierung dar. Denn das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz (AGG) gewährt momentan 
keinen umfassenden Schutz vor altersbedingten Benachteiligungen bei den Verbraucherkrediten.  
Grund seien Ausnahmeregelungen im Gesetz, die einen Schutz vor Diskriminierung ausschließlich bei 
sogenannten “Massengeschäften“ gewähren, laut iff. Ob Kreditverträge als Massengeschäfte gelten, ist in 
der Rechtsprechung unklar. 
Quellen: Institut für Finanzdienstleistungen, Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz 
 

PKV/Beitragserhöhung 2026 
Die Behandlungskosten im Gesundheitssystem erhöhen sich laufend. Dies bleibt nicht ohne Folgen für die 
Beiträge der Versicherten. Eine Beitragserhöhung ist aber kein Automatismus, sondern folgt gesetzlichen 
Regelungen. Die privaten Krankenversicherer überprüfen regelmäßig, ob in ihren Tarifen eine Anpassung 
der Beiträge notwendig ist. Dabei hat sich gezeigt, dass, nach aktuellem Wissensstand, für rund 60 Prozent 
der Privatversicherten die Beiträge zum 1. Januar 2020 steigen müssen. Die durchschnittliche Anpassung 
liegt für sie bei etwa 13 Prozent. Nicht erfasst in diesen Zahlen sind Versicherte, deren Unternehmen die 
Beiträge später unterjährig anpassen. Eine Beitragsanpassung darf immer nur dann erfolgen, wenn die 
Versicherungsleistungen in einem Tarif nachweislich um einen bestimmten Prozentsatz höher liegen als 
ursprünglich kalkuliert. Gesetzlich vorgeschrieben ist eine Abweichung von 10 Prozent. Es ist aber auch 
möglich, einen niedrigeren Schwellenwert vertraglich zu vereinbaren. In manchen Tarifen ist das der Fall. Ob 
eine entsprechende Abweichung vorliegt und eine Beitragsänderung notwendig ist, kontrolliert ein 
unabhängiger Treuhänder. Überschreiten die Kostensteigerungen in einem PKV-Tarif nicht die 
Schwellenwerte, darf es dort auch keine Beitragsanpassung geben. Das gilt auch, wenn über mehrere Jahre 
Steigerungen zu beobachten sind, diese aber nicht die Schwellenwerte erreichen. Durch dieses Prinzip 
kommt es dazu, dass bisher stabile Beiträge „sprunghaft“ steigen können. 
Auch gesetzlich Versicherte sind von stetigen Beitragserhöhungen betroffen. So zahlen Beschäftigte mit 
Durchschnittseinkommen ab 2026 voraussichtlich knapp 770 Euro pro Monat allein für die 
Krankenversicherung. Bei Personen mit einem Einkommen an der Beitragsbemessungsgrenze sind es sogar 
knapp 1.030 Euro. Zum Vergleich: Der PKV-Durchschnittsbetrag wird, wenn die genannte Steigerung auch 
so im Versichertenbestand ankommt, im Jahr 2026 bei rund 617 Euro pro Monat liegen. 
Quelle: pkv.de 
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Termin: Barauszahlung der Renten 
Die Deutsche Bank wird als Nachfolgerin der Postbank ab Dezember 2025 keine Zahlungsanweisungen zur 
Verrechnung, d.h. Barauszahlungen von Renten, mehr anbieten. Dies war im Inland die einzig verbliebene 
Möglichkeit, sich die Rente in bar auszahlen zu lassen. Betroffene können der Rentenversicherung mit dem 
„Antrag auf unbare Zahlung einer Rente“ bis zum 30. Oktober 2025 mitteilen, auf welches Konto ihre Rente 
künftig überwiesen werden soll. Wer dem Renten Service bis zum Stichtag keine Kontoverbindung mitteilt, 
muss mit einer kurzzeitigen Unterbrechung der Rentenzahlung rechnen. Die ausgebliebenen Zahlungen 
werden bis zur Angabe einer Kontoverbindung beim Renten Service verwahrt. 
Hinweis: Jede EU-Bürgerin und jeder EU-Bürger kann ein sogenanntes Basiskonto mit allen grundlegenden 
Zahlungsfunktionen eröffnen. Alternativ kann die Überweisung der Rente auch kostenlos auf das Konto einer 
Person des Vertrauens überwiesen werden. 
Siehe auch Aktuelle Informationen 204 (2) „Deutsche Post/Service für Rentner“. 
Quelle: Deutsche Rentenversicherung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


